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Sehr geehrter Herr Dr. Bernhardt, 
Sehr geehrte Damen und Herren, 

zunächst danken wir für die Gelegenheit, als Bundesverband der Rentenberater und damit 
einer berufsständischen Organisation, deren Mitglieder in ihrer täglichen Arbeit intensiv mit 
krankenversicherungs- (und den übrigen sozialversicherungs-) rechtlichen Fragestellungen 
befasst sind, zum Referentenentwurf Stellung nehmen zu können. 
Der Zielsetzung und den Lösungsvorschlägen des Entwurfs stimmen wir grundsätzlich 
ausdrücklich zu und halten dies – insbesondere durch die angestrebte Parität für den Kranken-
versicherungsbeitrag zwischen Arbeitnehmern und Arbeitgebern bzw. Beziehern einer gesetz-
lichen Rente und den Rentenversicherungsträgern - für einen deutlichen Beitrag zur Herstel-
lung einer gerechten Verteilung der Beitragslasten. 
Im Einzelnen halten wir jedoch folgende Änderungen bzw. Ergänzungen für sinnvoll: 

1. Wiedereinführung der halben Verbeitragung für Bezieher betrieblicher 
Versorgungsleistungen und Abschaffung der Doppelverbeitragung 
Im Rahmen der Änderung des § 249a für Empfänger gesetzlicher Renten und Wieder-
einführung der Parität sollte auch die halbe Verbeitragung betrieblicher Versorgungs-
leistungen wieder eingeführt werden. 
Es widerspricht seit Langem dem Gerechtigkeitsempfinden der Betroffenen, dass sie seit 
der Änderung in 2004 den vollen Krankenversicherungsbeitrag und seit Einführung des 
Zusatzbeitrages auch noch den vollen Zusatzbeitrag alleine tragen müssen. 
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Die mit dem Entwurf angestrebte Parität in der Beitragstragung bzw. damit einhergehende 
Beitragsentlastung sollte daher unbedingt auch betriebliche Versorgungsempfänger 
einbeziehen bzw. sie nicht ausschließen. 
Die notwendige Entlastung könnte mit der Rückkehr zu der bereits vor der 
Rechtsänderung in 2004 bestehenden Regelung der hälftigen Verbeitragung der 
Versorgungsleistung umgesetzt werden. 
Darüber hinaus sollte die Doppelverbeitragung abgeschafft werden. Eine Belastung mit 
Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträgen darf aus unserer Sicht nur einmal erfolgen. 
Entweder ist das Einkommen, das für die betriebliche Altersvorsorge eingesetzt wird, zu 
verbeitragen, oder die entsprechende Versorgungsleistung. 
Diese Maßnahme würde im Übrigen auch der bekanntlich notwendigen 
Attraktivitätssteigerung der betrieblichen Altersversorgung dienen, die von allen 
Fachverbänden und Experten, den damit befassten Ministerien und nicht zuletzt auch von 
Herrn Minister Spahn gefordert bzw. unterstützt wird. 

2. Maßnahmenpaket zur Reduzierung der Beitragsschulden 
Zunächst weisen wir darauf hin, dass die vorgesehene Reduzierung der Beitrags-
bemessungsgrundlage für geringverdienende Selbständige im Hinblick auf eine gerechte 
Beitragslastverteilung aus unserer Sicht sehr zu begrüßen ist. 
Die im Gesetzentwurf enthaltenen Regelungen erscheinen jedoch aus Praxissicht (unvoll-
ständig und) zu unklar und sollten präzisiert werden. Hintergrund ist, dass zwar Hand-
lungsoptionen für die Krankenkasse zur Bereinigung von Beitragsschulden eingeräumt 
wurden, jedoch keine weiteren Regelungen zur Entlastung von Selbständigen, die unver-
schuldet Beitragsschulden aufgehäuft haben, enthalten sind.  
In der Praxis wird das nach unserer Auffassung zu großen Schwierigkeiten bei der 
Umsetzung führen. 

 
 

Mit freundlichen Grüßen 
 

 
 
Anke Voss 
Präsidentin 
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